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Gesetzentwurf 
 
der Fraktion PIRATEN 

 
 
 
 
Gesetz zur Stärkung der Wissenschaftsautonomie 
 
 
 
 
A Problem  
 
Durch die Einführung des Hochschulfreiheitsgesetzes wurden aus den Hochschulen in Nord-
rhein-Westfalen Körperschaften öffentlichen Rechtes. Im Zuge der Umsetzung des Hoch-
schulgesetzes wurden an den NRW-Hochschulen Hochschulräte installiert, die mit weitrei-
chenden Handlungs- und Entscheidungskompetenzen ausgestattet wurden. Diese Gremien 
sind zwingend mit hochschulexternen Mitgliedern zu besetzen. Die Befugnisse und gesetzli-
chen Aufgaben der Hochschulräte sind fundamentaler Bestandteil des Umbaus der Hoch-
schulen zu Unternehmen. Dies führt dazu, dass die Hochschulleitungen von externen Mit-
gliedern gewählt werden und die eigentlichen Mitglieder der Hochschule nicht mehr mitbe-
stimmen und die innere Demokratie der Hochschulen in Bezug auf die Leitungsebene de 
facto abgeschafft worden ist. Die Hochschulräte, als nicht demokratisch legitimierte Gremien, 
bestimmen über die strategische, wirtschaftliche und organisatorische Ausrichtung der 
Hochschulen. 
 
 
B  Lösung  
 
Die Stärkung der akademischen Selbstverwaltung und die Gewährleistung der verfassungs-
rechtlichen Aufsichtspflicht des Landes. Ferner wird die Berichtspflicht der Hochschulen über 
die Verwendung der öffentlich finanzierten Mittel wieder an das Land Nordrhein-Westfalen 
übertragen. Die Einhaltung des Artikels 16 der Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen 
wird dadurch wieder hergestellt. 
 
 
C  Alternativen  
 
Keine. 
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D Kosten 
 
 Die Gesetzesänderung wird auf Seiten der Hochschulen keine Kosten verursachen. 
 
 
E  Zuständigkeit 

 
 Ministerium für Innovation, Wissenschaft und Forschung. 
 
 
F  Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und Finanzlage der Gemeinden und 

Gemeindeverbände  
 
Keine.  
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte  
 
Keine.  
 
 
H  Befristung von Vorschriften  
 
Der Gesetzentwurf zielt auf die Änderung des Hochschulgesetzes und des Kunsthochschul-
gesetzes, die ihrerseits bereits befristet sind.  
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
Gesetzentwurf der Fraktion PIRATEN  Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-

stimmungen 
 

Gesetz zur Stärkung der  
Wissenschaftsautonomie 

 

  

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes über die Hoch-

schulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Hochschulgesetz – HG 

 

  
Gesetz über die Hochschulen des Lan-

des Nordrhein-Westfalen  
(Hochschulgesetz – HG) 

 
Das Gesetz über die Hochschulen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz 
– HG) vom 31.Oktober 2006 (GV. NRW. 
S.474), zuletzt geändert durch Artikel I des 
Gesetzes vom 31. Januar 2012 (GV. NRW. 
S. 90), wird wie folgt geändert: 
 

  

Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 
 

 Inhaltsübersicht 
 

Die Angabe zu § 21 wird wie folgt gefasst: 
 
„§ 21 Beiräte“ 
 

  
 
§ 21 Hochschulrat 
 

§ 2 wird wie folgt geändert: 
 

 § 2 
Rechtsstellung 

 
(1) Die Hochschulen nach § 1 Abs. 2 sind 
vom Land getragene, rechtsfähige Körper-
schaften des öffentlichen Rechts. Durch 
Gesetz können sie auch in anderer Rechts-
form errichtet oder in eine andere Rechts-
form umgewandelt oder in die Trägerschaft 
einer Stiftung überführt werden. Sie haben 
das Recht der Selbstverwaltung im Rahmen 
der Gesetze (Artikel 16 Abs. 1 der Verfas-
sung für das Land Nordrhein-Westfalen). 
 

  (2) Die Hochschulen nehmen die ihnen ob-
liegenden Aufgaben als Selbstverwaltungs-
angelegenheiten wahr. Soweit dieses Ge-
setz nichts anderes zulässt, erledigen sie 
ihre Aufgaben in Forschung, Entwicklung 
und Kunst, Lehre und Studium in öffentlich-
rechtlicher Weise. 
 

  (3) Das Personal steht im Dienst der jewei-
ligen Hochschule. Die Hochschulen besit-
zen das Recht, Beamte zu haben. Das Land 
stellt nach Maßgabe des Landeshaushalts 
die Mittel zur Durchführung der Aufgaben 
der Hochschulen bereit. 
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  (4) Die Hochschulen erlassen die zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben erforderlichen Ordnun-
gen sowie nach Maßgabe dieses Gesetzes 
und ausschließlich zur Regelung der dort 
bestimmten Fälle ihre Grundordnung. Alle 
Ordnungen sowie zu veröffentlichenden 
Beschlüsse gibt die Hochschule in einem 
Verkündungsblatt bekannt, dessen Erschei-
nungsweise in der Grundordnung festzule-
gen ist. Dort regelt sie auch das Verfahren 
und den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der 
Ordnungen. Prüfungsordnungen sind vor 
ihrer Veröffentlichung vom Präsidium auf 
ihre Rechtmäßigkeit einschließlich ihrer 
Vereinbarkeit mit dem Hochschulentwick-
lungsplan zu überprüfen. 
 

  (5) Die Hochschulen können sich in ihrer 
Grundordnung eigene Namen geben und 
Wappen und Siegel führen. Soweit die Ge-
fahr einer Verwechslung mit der Bezeich-
nung einer Universität nicht gegeben ist, 
können die Fachhochschulen zudem eine 
Bezeichnung führen, die anstelle des Be-
griffs „Fachhochschule“ den Begriff „Hoch-
schule“ enthält und dieser oder ihrer gesetz-
lichen Bezeichnung nach § 1 Abs. 2 Satz 2 
die Bezeichnung „Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften“ oder dieser Be-
zeichnung den Namen ihres Sitzes hinzufü-
gen; zudem können sie im internationalen 
Verkehr diese Bezeichnungen in einer 
fremdsprachigen Übersetzung führen. 
Hochschulen ohne eigene Wappen und 
Siegel führen das Landeswappen und das 
kleine Landessiegel. 
 

  (6) Die Hochschulen sind berechtigt, zur 
Förderung von Forschung und Lehre, der 
Kunst, des Wissenstransfer sowie der Ver-
wertung von Forschungsergebnissen Stif-
tungen des öffentlichen Rechts mit eigener 
Rechtspersönlichkeit durch Ordnung zu 
errichten, soweit zum Erreichen dieser 
Zwecke eine unternehmerische Hochschul-
tätigkeit nach § 5 Abs. 7 wirtschaftlich nicht 
in Betracht kommt. In der Stiftung muss die 
Hochschule einen beherrschenden Einfluss 
besitzen. In der Ordnung sind insbesondere 
Regelungen zu treffen über 
 
1. den Zweck der Stiftung, 
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2. ihr Vermögen, 
 
3. ihre Organe, insbesondere über den Stif-

tungsvorstand und den Stiftungsrat, der 
die Rechtmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit 
der Führung der Stiftungsgeschäfte 
durch den Stiftungsvorstand überwacht. 

 
 
 
 
 
§ 2 Absatz 6 Satz 4 werden die Worte „mit 
der Maßgabe entsprechend, dass an die 
Stelle des Hochschulrates nach § 16 Abs. 4 
Satz 3 der Stiftungsrat tritt“ durch das Wort 
„entsprechend“ ersetzt. 
 
 

 Für die Stiftung gelten hinsichtlich der Hin-
wirkungsbefugnis des Präsidiums § 16 
Abs. 3 Satz 1 entsprechend sowie hinsicht-
lich der Befugnisse des Präsidiums § 16 
Abs. 3, 4 und 5 Sätze 1 bis 3 mit der Maß-
gabe entsprechend, dass an die Stelle des 
Hochschulrates nach § 16 Abs. 4 Satz 3 der 
Stiftungsrat tritt. Die Ordnung kann eine 
weitergehende Aufsicht des Präsidiums 
vorsehen. Die Stiftung untersteht der 
Rechtsaufsicht des Ministeriums; § 76 Abs. 
2 bis 6 gelten entsprechend. § 5 Abs. 7 Satz 
4 gilt für die Stiftung entsprechend. Das 
Ministerium kann Verwaltungsvorschriften 
zur Haushalts- und Wirtschaftsführung der 
Stiftung erlassen. 
 

§ 5 wird wie folgt geändert: 
 
 

 § 5 
Finanzierung und Wirtschaftsführung 

 
(1) Die staatliche Finanzierung der Hoch-
schulen orientiert sich an ihren Aufgaben, 
den vereinbarten Zielen und den erbrachten 
Leistungen. 
 

  (2) Die Mittel im Sinne des § 2 Abs. 3 Satz 3 
werden in Form von Zuschüssen für den 
laufenden Betrieb und für Investitionen zur 
Verfügung gestellt. Die haushaltsrechtliche 
Behandlung dieser Zuschüsse und des 
Körperschaftsvermögens richtet sich aus-
schließlich nach dem Hochschulgesetz und 
den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Vorschriften. Die Hochschulen führen ihren 
Haushalt auf der Grundlage eines ganzheit-
lichen Controllings, das die Kosten- und 
Leistungsrechnung, eine Kennzahlsteue-
rung und ein Berichtswesen umfasst. Sie 
haben ihre Wirtschaftsführung so zu planen 
und durchzuführen, dass die stetige Erfül-
lung ihrer Aufgaben gesichert ist. Bei ihrer 
Wirtschaftsführung berücksichtigen sie den 
Grundsatz der wirtschaftlichen und effekti-
ven Verwendung ihrer Mittel. 
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(3) Die Zuschüsse nach Absatz 2 fallen in 
das Vermögen der Hochschule, zu dem 
auch die Erträge sowie das Vermögen der 
rechtlich unselbständigen Stiftungen gehö-
ren. 
 

§ 5 Absatz 4 Satz 3 wird neu gefasst: 
 
 
Nach Ablauf des Haushaltsjahres ist ein 
Jahresabschluss zu erstellen. Seine Prü-
fung erfolgt nach Maßgabe der Grundord-
nung der Hochschule. Der Senat erteilt die 
Entlastung. Der Jahresabschluss ist zu ver-
öffentlichen und dem Landtag zuzuleiten. 
 

 (4) Nach Ablauf des Haushaltsjahres ist ein 
Jahresabschluss zu erstellen. Seine Prü-
fung erfolgt nach Maßgabe der Grundord-
nung der Hochschule. Der Hochschulrat 
erteilt die Entlastung. 
 

  (5) Die Aufnahme von Krediten zur Deckung 
der Ausgaben ist nur dann zulässig, wenn 
die Hochschule in Wirtschaftsführung und 
Rechnungswesen kaufmännischen Grunds-
ätzen folgt und ein testierter Jahresab-
schluss vorliegt. Die Kredite dürfen insge-
samt den vom Ministerium im Einverneh-
men mit dem Finanzministerium festgeleg-
ten Kreditrahmen nicht überschreiten. Aus 
Kreditgeschäften der Hochschule kann das 
Land nicht verpflichtet werden. Sätze 1 bis 3 
gelten entsprechend für die Übernahme von 
Bürgschaften und Garantien. 
 

  (6) Das Ministerium bestellt im Einverneh-
men mit dem Finanzministerium im Falle 
der eingetretenen oder drohenden Zah-
lungsunfähigkeit der Hochschule eine staat-
liche Beauftragte oder einen staatlichen 
Beauftragten oder mehrere staatliche Be-
auftragte, die die Befugnisse der Gremien, 
einzelner Mitglieder von Gremien oder von 
Funktionsträgerinnen oder Funktionsträgern 
der Hochschule an deren Stelle ausüben; 
das Gleiche gilt im Falle der eingetretenen 
Zahlungsunfähigkeit auf Antrag eines Gläu-
bigers. Der Hochschule steht hinsichtlich 
der Bestellung ein Anhörungsrecht zu. Das 
Ministerium kann im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium der Hochschule im Falle 
ihrer drohenden oder eingetretenen Zah-
lungsunfähigkeit als verbindlichen Rahmen 
für ihre Wirtschaftsführung auch ein Haus-
haltssicherungskonzept vorgeben, welches 
dem Ziel dient, im Rahmen einer geordne-
ten Haushaltswirtschaft die künftige, dauer-
hafte Leistungsfähigkeit der Hochschule zu 
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erreichen; im Falle einer derartigen Vorgabe 
kann auf die Bestellung nach Satz 1 ver-
zichtet werden. Wird die Hochschule zah-
lungsunfähig, haftet das Land für die Forde-
rungen der Beamtinnen und Beamten aus 
Besoldung, Versorgung und sonstigen Leis-
tungen, die die Hochschule ihren Beamtin-
nen und Beamten zu erbringen hat. Das 
Gleiche gilt hinsichtlich der Lohn-, Gehalts- 
oder Vergütungsforderungen der Personen, 
die am 1. Januar 2007 an der Hochschule 
beschäftigt sind oder ausgebildet werden. 
Soweit das Land Forderungen im Sinne der 
Sätze 4 und 5 befriedigt, gehen sie auf das 
Land über. Die Maßnahmen nach den Sät-
zen 1 und 3 werden durch die Haftung nach 
den Sätzen 4 und 5 nicht ausgeschlossen. 
Wird die Hochschule zahlungsunfähig, stellt 
das Land zudem sicher, dass ihre Studie-
renden ihr Studium beenden können. 
 

  (7) Die Hochschulen dürfen ungeachtet der 
Rechtsform wirtschaftliche Unternehmen 
nur errichten, übernehmen, wesentlich er-
weitern oder sich daran beteiligen (unter-
nehmerische Hochschultätigkeit), wenn 
 

  1. Zwecke von Forschung und Lehre, des 
Wissenstransfer, der Verwertung von 
Forschungsergebnissen oder sonstige 
Zwecke im Umfeld der Aufgaben nach § 
3 dies rechtfertigen, 

 
  2. das Unternehmen nach Art und Umfang 

in einem angemessenen Verhältnis zur 
Leistungsfähigkeit der Hochschule und 
zum voraussichtlichen Bedarf steht, 

 
  3. die Hochschule einen angemessenen 

Einfluss in den Organen des Unterneh-
mens erhält und 

 
  4. die Einlage aus freien Rücklagen der 

Hochschule erfolgt und die Einlagever-
pflichtung und die Haftung der Hoch-
schule auf einen bestimmten und ihrer 
Leistungsfähigkeit angemessenen Be-
trag begrenzt werden. 

Eine unternehmerische Hochschultätigkeit 
für sonstige Zwecke im Umfeld der Aufga-
ben nach § 3 ist darüber hinaus nur zuläs-
sig, wenn dieser Zweck durch andere Un-
ternehmen nicht ebenso gut und wirtschaft-
lich erfüllt werden kann. Die unternehmeri-
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sche Hochschultätigkeit muss darauf gerich-
tet sein, dass der Zweck nach Satz 1 Nr. 1 
erfüllt wird. Die haushaltsrechtliche Behand-
lung der unternehmerischen Hochschultä-
tigkeit richtet sich ausschließlich nach dem 
Hochschulgesetz und den aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Vorschriften; Absatz 9 
Satz 3 gilt entsprechend. Gehört der Hoch-
schule oder dieser zusammen mit einer 
oder mehreren juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts die Mehrheit der Anteile, 
werden der Jahresabschluss, der Lagebe-
richt und die Wirtschaftsführung von einer 
Wirtschaftsprüferin oder einem Wirtschafts-
prüfer geprüft. Die Prüfung erfolgt auch 
nach den für die Beteiligung der Gebiets-
körperschaften an privatrechtlichen Unter-
nehmen geltenden besonderen Prüfungs-
bestimmungen des § 53 Abs. 1 des Haus-
haltsgrundsätzegesetzes. 
 

  (8) Bei der Verteilung der Einnahmen aus 
den Studienbeiträgen können die Vertrete-
rinnen und Vertreter der Gruppe der Studie-
renden im Senat hinsichtlich der Verteilung 
der Einnahmen durch das Präsidium und 
die Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe 
der Studierenden im Fachbereichsrat hin-
sichtlich der Verteilung des dem Fachbe-
reich zugewiesenen Anteils der Einnahmen 
durch die Dekanin oder den Dekan Empfeh-
lungen und Stellungnahmen abgeben. 
 

  (9) Das Ministerium regelt durch Rechtsver-
ordnung im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium das Nähere zur haushalt-
rechtlichen Behandlung der staatlichen Zu-
schüsse und des Hochschulvermögens, zur 
Aufnahme von Krediten, der Übernahme 
von Bürgschaften und Garantien sowie für 
den Fall der drohenden oder eingetretenen 
Zahlungsunfähigkeit. Im Einvernehmen mit 
dem Finanzministerium erlässt das Ministe-
rium Verwaltungsvorschriften zur Wirt-
schaftsführung und zum Rechnungswesen, 
zum Nachweis der sachgerechten Verwen-
dung der Mittel sowie zum Jahresabschluss. 
Der Landesrechnungshof prüft die Wirt-
schaftsführung. 
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§ 6 wird wie folgt geändert: 
 

 § 6 
Ziel- und Leistungsvereinbarungen 

 
  (1) Zur Steuerung des Hochschulwesens 

entwickelt das Land strategische Ziele und 
kommt damit seiner Verantwortung für ein 
angemessenes Angebot an Hochschulleis-
tungen nach. Auf der Grundlage dieser stra-
tegischen Ziele werden die hochschulüber-
greifenden Aufgabenverteilungen und 
Schwerpunktsetzungen und die hochschul-
individuelle Profilbildung abgestimmt. Die 
Hochschulen gewährleisten gemeinsam mit 
der Landesregierung eine Lehrerausbil-
dung, die die Bedürfnisse der Schulen be-
rücksichtigt. 
 

  (2) Das Ministerium schließt mit jeder Hoch-
schule Vereinbarungen für mehrere Jahre 
über strategische Entwicklungsziele sowie 
konkrete Leistungsziele. Die Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen beinhalten auch Fest-
legungen über die Finanzierung der Hoch-
schulen nach Maßgabe des Haushalts; ins-
besondere kann ein Teil des Landeszu-
schusses an die Hochschulen nach Maßga-
be der Zielerreichung zur Verfügung gestellt 
werden. Der Abschluss der Vereinbarung 
unterliegt seitens des Ministeriums den 
haushaltsrechtlichen Bestimmungen. 
 

In § 6 Absatz 3 werden die Worte „und im 
Benehmen mit dem Hochschulrat“ gestri-
chen. 
 
 

 (3) Wenn und soweit eine Ziel- und Leis-
tungsvereinbarung nicht zustande kommt, 
kann das Ministerium nach Anhörung der 
Hochschule und im Benehmen mit dem 
Hochschulrat Zielvorgaben zu den von der 
Hochschule zu erbringenden Leistungen 
festlegen, sofern dies zur Sicherstellung der 
Landesverantwortung, insbesondere eines 
angemessenen Studienangebotes erforder-
lich ist. 
 

§ 9 wird wie folgt geändert: 
 

 § 9 
Mitglieder und Angehörige 

 
In § 9 Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„und des Hochschulrates“ gestrichen. 
 
 
 

 (1) Mitglieder der Hochschule sind die Mit-
glieder des Präsidiums und des Hochschul-
rates, die Dekaninnen oder die Dekane, das 
an ihr nicht nur vorübergehend oder gast-
weise hauptberuflich tätige Hochschulper-
sonal, die Doktorandinnen und Doktoranden 
und die eingeschriebenen Studierenden. 
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  (2) Einer Person, die die Einstellungsvo-
raussetzungen einer Professorin oder eines 
Professors nach § 36 erfüllt, kann die Hoch-
schule die mitgliedschaftliche Rechtsstel-
lung einer Professorin oder eines Profes-
sors einräumen, wenn sie Aufgaben der 
Hochschule in Forschung und Lehre selb-
ständig wahrnimmt. Ist diese Person außer-
halb der Hochschule tätig, wird hierdurch 
kein Dienstverhältnis begründet. 
 

  (3) Professorenvertreterinnen oder Profes-
sorenvertreter (§ 39 Abs. 2) und Professo-
rinnen oder Professoren, die an der Hoch-
schule Lehrveranstaltungen mit einem An-
teil ihrer Lehrverpflichtungen gemäß § 35 
Abs. 2 Satz 4 abhalten, nehmen die mit der 
Aufgabe verbundenen Rechte und Pflichten 
eines Mitglieds wahr. Sie nehmen an Wah-
len nicht teil. 
 

  (4) Ohne Mitglieder zu sein, gehören der 
Hochschule die nebenberuflichen Professo-
rinnen und Professoren, die entpflichteten 
oder in den Ruhestand versetzten Professo-
rinnen und Professoren, die außerplanmä-
ßigen Professorinnen und Professoren, die 
Honorarprofessorinnen und Honorarprofes-
soren, die nebenberuflich, vorübergehend 
oder gastweise an der Hochschule Tätigen, 
die Privatdozentinnen und Privatdozenten 
und wissenschaftlichen Hilfskräfte, sofern 
sie nicht Mitglieder nach den Absätzen 1 
oder 2 sind, die Ehrenbürgerinnen und Eh-
renbürger, Ehrensenatorinnen und Eh-
rensenatoren sowie die Zweithörerinnen 
und Zweithörer und Gasthörerinnen und 
Gasthörer an. Sie nehmen an Wahlen nicht 
teil. Die Grundordnung kann weitere Perso-
nen, insbesondere ehemalige Studierende, 
zu Angehörigen bestimmen. 
 

§ 10 wird wie folgt geändert: 
 

 § 10 
Rechte und Pflichten der Mitglieder und 

Angehörigen 
 

  (1) Die Mitwirkung an der Selbstverwaltung 
der Hochschule gehört zu den Rechten und 
Pflichten der Mitglieder. Die Übernahme 
einer Funktion in der Selbstverwaltung kann 
nur aus wichtigem Grund abgelehnt werden. 
Entsprechendes gilt für den Rücktritt. Die 
Inhaberinnen und Inhaber von Ämtern oder 
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Funktionen in der Selbstverwaltung mit Lei-
tungsfunktion sind im Falle ihres Rücktritts 
oder nach Ablauf oder nach einer sonstigen 
Beendigung ihrer Amtszeit verpflichtet, ihr 
Amt oder ihre Funktion bis zur Ernennung 
oder Bestellung einer Nachfolgerin oder 
eines Nachfolgers weiterzuführen, es sei 
denn, das Gremium, welches sie oder ihn 
gewählt hat, bittet darum, von der Weiter-
führung abzusehen. Die Tätigkeit in der 
Selbstverwaltung ist ehrenamtlich, soweit 
nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. 
Während einer Beurlaubung für mehr als 
sechs Monate ruhen die Mitgliedschafts-
rechte und -pflichten. Bei der Beurlaubung 
von Professorinnen und Professoren für die 
Tätigkeit an außerhalb der Hochschule ste-
henden Forschungseinrichtungen bleiben 
deren Mitgliedschaftsrechte mit Ausnahme 
des Wahlrechts bestehen. 
 

In § 10 Absatz 2 wird Satz 4 („Mitglieder des 
Hochschulrates können nicht Mitglieder des 
Präsidiums, des Senats oder des Fachbe-
reichsrates sein oder die Funktion der De-
kanin oder des Dekans wahrnehmen.“) ge-
strichen. 
 
 

 (2) Die Mitglieder der Hochschule dürfen 
wegen ihrer Tätigkeit in der Selbstverwal-
tung nicht benachteiligt werden. Die gewähl-
ten Mitglieder sind als solche an Weisungen 
nicht gebunden. Mitglieder der Hochschule, 
die Aufgaben der Personalvertretung wahr-
nehmen, können nicht die Funktion der 
Gleichstellungsbeauftragten wahrnehmen; 
im Senat oder im Fachbereichsrat haben sie 
in Personalangelegenheiten kein Stimm-
recht. Mitglieder des Hochschulrates kön-
nen nicht Mitglieder des Präsidiums, des 
Senats oder des Fachbereichsrates sein 
oder die Funktion der Dekanin oder des 
Dekans wahrnehmen. Mitglieder des Präsi-
diums können nicht die Funktion der Deka-
nin oder des Dekans wahrnehmen. 
 

  (3) Die Mitglieder der Hochschule sind zur 
Verschwiegenheit in Angelegenheiten ver-
pflichtet, die ihnen als Trägerin oder Träger 
eines Amtes oder einer Funktion bekannt 
geworden sind und deren Vertraulichkeit 
sich aus Rechtsvorschriften, auf Grund be-
sonderer Beschlussfassung des zuständi-
gen Gremiums oder aus der Natur des Ge-
genstandes ergibt. 
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  (4) Die Rechte und Pflichten der Angehöri-
gen der Hochschule regelt die Hochschule. 
Die Grundordnung kann bestimmen, dass 
sich Hochschulmitglieder der Gruppen nach 
§ 11 Abs. 1 zur Wahrnehmung ihrer Ange-
legenheiten zusammenschließen und Spre-
cherinnen oder Sprecher wählen. 
 

  (5) Verletzen Mitglieder oder Angehörige 
der Hochschule ihre Pflichten nach den Ab-
sätzen 3 oder 4, kann die Hochschule Maß-
nahmen zur Wiederherstellung der Ordnung 
treffen. Das Nähere regelt die Hochschule 
durch eine Ordnung. 
 

§ 14 wird wie folgt geändert: 
 

 § 14 
Zentrale Organe 

 
 
 
 
 
 
 
In § 14 Absatz 1 wird Nummer 3 („der 
Hochschulrat“) gestrichen. Aus Nummer 4 
(“der Senat“) wird Nummer 3. 
 

 (1) Zentrale Organe der Hochschule sind 
 
1. das Präsidium, 
 
2. die Präsidentin oder der Präsident, 
 
3. der Hochschulrat, 
 
4. der Senat. 
 
(2) Sofern die Grundordnung bestimmt, 
dass die Hochschule an Stelle des Präsidi-
ums von einem Rektorat geleitet wird, gel-
ten die in diesem Gesetz getroffenen Best-
immungen über die Präsidentin oder den 
Präsidenten für die Rektorin oder den Rek-
tor, über das Präsidium für das Rektorat, 
über die Vizepräsidentin oder den Vizeprä-
sidenten für den Bereich der Wirtschafts- 
und Personalverwaltung für die Kanzlerin 
oder den Kanzler und über die sonstigen 
Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten für 
die Prorektorinnen und Prorektoren ent-
sprechend. 
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§ 15 wird wie folgt geändert: 
 

 § 15 
Präsidium 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 15 Absatz 1 Nummer 2 wird das Wort 
„Hochschulrat“ durch das Wort „Senat“ er-
setzt. 
 

 (1) Dem Präsidium gehören an 
 
1. hauptberuflich die Präsidentin oder der 

Präsident als Vorsitzende oder Vorsit-
zender, die Vizepräsidentin oder der Vi-
zepräsident für den Bereich der Wirt-
schafts- und Personalverwaltung und 
nach Maßgabe der Grundordnung weite-
re Vizepräsidentinnen oder Vizepräsi-
denten sowie 

 
2. nichthauptberuflich die sonstigen Vize-

präsidentinnen oder Vizepräsidenten, de-
ren Anzahl der Hochschulrat bestimmt. 

 
  (2) Die Grundordnung kann vorsehen, 

 
1. dass die Präsidentin oder der Präsident 

unbeschadet des § 19 die Richtlinien für 
die Erledigung der Aufgaben des Präsi-
diums festlegen kann, 

 
2. dass das Präsidium auf Vorschlag der 

Präsidentin oder des Präsidenten eine 
ständige Vertretung und feste Ge-
schäftsbereiche für seine Mitglieder be-
stimmen kann, in denen sie die Geschäf-
te der laufenden Verwaltung in eigener 
Zuständigkeit erledigen, 

 
3. dass Beschlüsse des Präsidiums nicht 

gegen die Stimme der Präsidentin oder 
des Präsidenten gefasst werden können. 

 
§ 16 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
In § 16 Absatz 1 Satz 8 („Es bereitet die 
Sitzungen des Senats vor und führt dessen 
Beschlüsse und die Beschlüsse des Hoch-
schulrates aus.“) werden die Worte „und die 
Beschlüsse des Hochschulrates aus“ gestri-
chen. 
 
 
 
 
 
 
 

 § 16 
Aufgaben und Befugnisse des  

Präsidiums 
 
(1) Das Präsidium leitet die Hochschule. In 
Ausübung dieser Aufgabe obliegen ihm alle 
Angelegenheiten und Entscheidungen der 
Hochschule, für die in diesem Gesetz nicht 
ausdrücklich eine andere Zuständigkeit 
festgelegt ist. Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme der Präsidentin oder des Präsiden-
ten den Ausschlag. Das Präsidium ent-
scheidet in Zweifelsfällen über die Zustän-
digkeit der Gremien, Funktionsträgerinnen 
und Funktionsträger. Das Präsidium entwirft 
unter Berücksichtigung der Entwicklungs-
pläne der Fachbereiche den Hochschulent-
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§ 16 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
„Das Präsidium ist dem Senat gegenüber 
auskunftspflichtig und hinsichtlich der Aus-
führung von Beschlüssen des Senats die-
sem gegenüber rechenschaftspflichtig.“ 
 
 
 
§ 16 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
„Das Präsidium erstattet dem Senat jährlich 
Rechenschaftsbericht über die Erfüllung der 
Aufgaben der Hochschule.“ 
 
 
 
 
 
 
In § 16 Absatz 4 Satz 1 werden die Worte 
„mit Ausnahme des Hochschulrates“ gestri-
chen. 
 
§ 16 Absatz 4 Satz 3 wird gestrichen. 
 
In § 16 Absatz 4 Satz 4 werden die Worte 
„auch nach Beteiligung des Hochschulrates“ 
gestrichen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

wicklungsplan einschließlich des Studien-
angebots, der Forschungsschwerpunkte 
sowie der Hochschulorganisation als ver-
bindlichen Rahmen für die Entscheidungen 
der übrigen Gremien, Funktionsträgerinnen 
und Funktionsträger. Es ist für die Durchfüh-
rung der Evaluation nach § 7 Abs. 2 und 3 
und für die Ausführung des Hochschulent-
wicklungsplans verantwortlich. Es ist im 
Benehmen mit dem Senat für den Ab-
schluss von Zielvereinbarungen gemäß § 6 
Abs. 2 zuständig. Es bereitet die Sitzungen 
des Senats vor und führt dessen Beschlüs-
se und die Beschlüsse des Hochschulrates 
aus. 
 
 
 
(2) Das Präsidium ist dem Hochschulrat und 
dem Senat gegenüber auskunftspflichtig 
und hinsichtlich der Ausführung von Be-
schlüssen des Hochschulrats und des Se-
nats diesen Gremien jeweils rechenschafts-
pflichtig. 
 
(3) Das Präsidium wirkt darauf hin, dass die 
übrigen Organe, Gremien, Funktionsträge-
rinnen und Funktionsträger ihre Aufgaben 
wahrnehmen und die Mitglieder und die 
Angehörigen der Hochschule ihre Pflichten 
erfüllen. Es legt dem Hochschulrat jährlich 
Rechenschaft über die Erfüllung der Aufga-
ben der Hochschule ab; dem Senat erstattet 
es einen jährlichen Bericht. Der Rechen-
schaftsbericht wird veröffentlicht. 
 
(4) Hält das Präsidium Beschlüsse, Maß-
nahmen oder Unterlassungen der übrigen 
Organe, Gremien, Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger mit Ausnahme des Hoch-
schulrates für rechtswidrig oder nach den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit für nicht 
vertretbar, hat es diese zu beanstanden und 
auf Abhilfe zu dringen. Die Beanstandung 
hat aufschiebende Wirkung. Wird keine Ab-
hilfe geschaffen, ist der Hochschulrat zu 
beteiligen. Lässt sich auch nach Beteiligung 
des Hochschulrates keine Lösung finden, 
hat das Präsidium das Ministerium zu unter-
richten. 
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In § 16 Absatz 5 wird Satz 5 („Die Sätze 1 
bis 3 finden hinsichtlich des Hochschulrates 
keine Anwendung.“) gestrichen. 
 

(5) Die übrigen Organe, Gremien, Funkti-
onsträgerinnen und Funktionsträger haben 
dem Präsidium Auskunft zu erteilen. Die 
Mitglieder des Präsidiums können an allen 
Sitzungen der übrigen Organe und Gremien 
mit beratender Stimme teilnehmen und sich 
jederzeit über deren Arbeit unterrichten; im 
Einzelfall können sie sich dabei durch vom 
Präsidium benannte Mitglieder der Hoch-
schule vertreten lassen. Das Präsidium 
kann von allen übrigen Organen, Gremien, 
Funktionsträgerinnen und Funktionsträgern 
verlangen, dass sie innerhalb einer ange-
messenen Frist über bestimmte Angelegen-
heiten im Rahmen ihrer Zuständigkeit bera-
ten und entscheiden. Das Präsidium gibt 
den Vertreterinnen oder Vertretern der 
Gruppe der Studierenden im Senat einmal 
im Semester Gelegenheit zur Information 
und Beratung in Angelegenheiten des Stu-
diums. Die Sätze 1 bis 3 finden hinsichtlich 
des Hochschulrates keine Anwendung. 
 

§ 17 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
In § 17 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort 
„Hochschulrat“ durch das Wort „Senat“ er-
setzt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 17 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
„Die nichthauptberuflichen Vizepräsidentin-
nen oder Vizepräsidenten werden vom Se-
nat auf Vorschlag der designierten Präsi-
dentin oder des designierten Präsidenten 
mit der Mehrheit der Stimmen des Gremi-
ums aus dem Kreis der Mitglieder der 
Hochschule gewählt und von der Präsiden-
tin oder vom Präsidenten bestellt.“ 
 
 

 § 17 
Die Wahl der Mitglieder des Präsidiums 

 
 
(1) Die hauptberuflichen Mitglieder des Prä-
sidiums werden vom Hochschulrat mit der 
Mehrheit der Stimmen des Gremiums ge-
wählt. Sie müssen eine abgeschlossene 
Hochschulausbildung und eine der Aufga-
benstellung angemessene Leitungserfah-
rung besitzen. Die Wahl der hauptberufli-
chen Vizepräsidentinnen oder Vizepräsiden-
ten erfolgt auf Vorschlag der designierten 
Präsidentin oder des designierten Präsiden-
ten; dies gilt nicht für die Vizepräsidentin 
oder den Vizepräsidenten für den Bereich 
der Wirtschafts- und Personalverwaltung. 
 
(2) Die nichthauptberuflichen Vizepräsiden-
tinnen oder Vizepräsidenten werden vom 
Hochschulrat auf Vorschlag der designier-
ten Präsidentin oder des designierten Prä-
sidenten mit der Mehrheit der Stimmen des 
Gremiums aus dem Kreis der Professorin-
nen und Professoren innerhalb der Gruppe 
der Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer gewählt und von der Präsidentin oder 
vom Präsidenten bestellt. Die Grundord-
nung kann bestimmen, dass eine Vizepräsi-
dentin oder ein Vizepräsident aus dem Kreis 
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§ 17 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
„Die Wahlen nach Absatz 1 und 2 werden 
durch eine Findungskommission vorbereitet, 
in der jeweils 2 Personen aus den in § 11 
Absatz 1 dieses Gesetzes genannten Grup-
pen vertreten sind. Das Nähere zu den 
Wahlen und zur Findungskommission regelt 
die Grundordnung.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 17 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 
„Der Senat kann jedes Mitglied des Präsidi-
ums mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
seiner Stimmen abwählen; mit der Abwahl 
ist die Amtszeit des abgewählten Mitglieds 
des Präsidiums beendet. Die Wahl eines 
neuen Mitglieds nach den Absätzen 1 oder 
2 soll unverzüglich unter Mitwirkung der 
Findungskommission erfolgen. Das Verfah-
ren zur Wahl und zur Abwahl regelt die 
Grundordnung.“ 
 

der Juniorprofessorinnen und Juniorprofes-
soren oder aus der Gruppe der akademi-
schen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ge-
wählt werden kann. 
 
 
(3) Die Wahlen nach Absatz 1 und 2 werden 
durch eine paritätisch von Mitgliedern des 
Hochschulrates und des Senats besetzte 
Findungskommission vorbereitet und bedür-
fen jeweils der Bestätigung durch den Senat 
mit der Mehrheit seiner Stimmen. Wird eine 
Wahl innerhalb einer von der Grundordnung 
bestimmten Frist vom Senat nicht bestätigt, 
kann der Hochschulrat mit der Mehrheit von 
drei Vierteln seiner Stimmen die Bestäti-
gung ersetzen; soweit Mitglieder der Hoch-
schule Mitglieder des Hochschulrates sind, 
reicht eine Mehrheit von zwei Dritteln seiner 
Stimmen hin. Das Nähere zu den Wahlen 
und zur Findungskommission bestimmt der 
Hochschulrat im Benehmen mit dem Senat 
in seiner Geschäftsordnung. 
 
 
(4) Der Hochschulrat kann nach Anhörung 
des Senats jedes Mitglied des Präsidiums 
mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner 
Stimmen abwählen; mit der Abwahl ist die 
Amtszeit des abgewählten Mitglieds des 
Präsidiums beendet. Die Wahl eines neuen 
Mitglieds nach den Absätzen 1 oder 2 und 
seine Bestätigung nach Absatz 3 sollen 
unverzüglich unter Mitwirkung der Fin-
dungskommission erfolgen. Das Verfahren 
zur Wahl und zur Abwahl regelt der Hoch-
schulrat in seiner Geschäftsordnung. 
 
(5) Soweit die Grundordnung keine längere 
Amtszeiten vorsieht, betragen die erste 
Amtszeit der Mitglieder des Präsidiums 
mindestens sechs Jahre und weitere Amts-
zeiten mindestens vier Jahre. Wiederwahl 
ist zulässig. Die Grundordnung kann vorse-
hen, dass die Amtszeit der nichthauptberuf-
lichen Vizepräsidentinnen oder Vizepräsi-
denten spätestens mit der Amtszeit der 
Präsidentin oder des Präsidenten endet. 
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§ 18 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 18 Absatz 3 werden die Worte „Der 
Hochschulrat“ durch die Worte „Das Minis-
terium“ ersetzt. 

 
 

 § 18 
Die Präsidentin oder der Präsident 

 
(1) Die Präsidentin oder der Präsident ver-
tritt die Hochschule nach außen. Sie oder er 
wird durch eine oder mehrere Vizepräsiden-
tinnen oder einen oder mehrere Vizepräsi-
denten vertreten. In Rechts- und Verwal-
tungsangelegenheiten wird sie oder er 
durch die Vizepräsidentin oder den Vizeprä-
sidenten für den Bereich der Wirtschafts- 
und Personalverwaltung vertreten. Die Prä-
sidentin oder der Präsident übt das Haus-
recht aus. Sie oder er kann die Ausübung 
dieser Befugnis nach Maßgabe der Grund-
ordnung anderen Mitgliedern oder Angehö-
rigen der Hochschule übertragen. 
 
(2) Die Präsidentin oder der Präsident oder 
ein von ihr oder ihm beauftragtes sonstiges 
Mitglied des Präsidiums wirkt über die De-
kanin oder den Dekan darauf hin, dass die 
zur Lehre verpflichteten Personen ihre Lehr- 
und Prüfungsverpflichtungen ordnungsge-
mäß Aufsichts- und Weisungsrecht zu. 
 
(3) Der Hochschulrat ernennt oder bestellt 
die Präsidentin oder den Präsidenten. Sie 
oder er ernennt oder bestellt die sonstigen 
Mitglieder des Präsidiums. 
 

§ 19 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 19 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
„Kommt keine Einigung zustande, so berich-
tet das Präsidium dem Ministerium, welches 
eine Entscheidung herbeiführt.“ 

 § 19 
Die Vizepräsidentin oder der Vizepräsi-
dent für den Bereich der Wirtschafts- 

und Personalverwaltung 
 

(1) Die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel 
obliegt der Vizepräsidentin oder dem Vize-
präsidenten für den Bereich der Wirtschafts- 
und Personalverwaltung; sie oder er kann 
die Bewirtschaftung auf die Fachbereiche, 
zentralen wissenschaftlichen Einrichtungen 
und zentralen Betriebseinheiten unbescha-
det ihrer oder seiner Verantwortung nach 
den einschlägigen landesrechtlichen Best-
immungen übertragen. 
 
(2) Sie oder er kann hinsichtlich der Wirt-
schaftsführung Entscheidungen des Präsi-
diums mit aufschiebender Wirkung wider-
sprechen. Kommt keine Einigung zustande, 
so berichtet das Präsidium dem Hochschul-
rat, welcher eine Entscheidung herbeiführt. 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/1255 

 
 

18 

§ 21 wird neu gefasst: 
 

„§ 21  
Beiräte“ 

 
An den Hochschulen können Beiräte mit 
externen Mitgliedern errichtet werden, die 
die Hochschulen beraten. Über Errichtung, 
Zusammensetzung und Tätigkeitsdauer der 
Beiräte entscheiden Präsidium und Senat 
im Einvernehmen. Die Beiräte können Emp-
fehlungen an den Senat aussprechen. Die 
Wissenschaftsfreiheit bleibt unberührt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 

§ 21 
Hochschulrat 

 
(1) Der Hochschulrat berät das Präsidium 
und übt die Aufsicht über dessen Ge-
schäftsführung aus. Zu seinen Aufgaben 
gehören insbesondere: 
 
1. die Wahl der Mitglieder des Präsidiums 

nach § 17 Abs. 1 und 2 und ihre Abwahl 
nach § 17 Abs. 4; 

 
2. die Zustimmung zum Hochschulentwick-

lungsplan nach § 16 Abs. 1 Satz 5 und 
zum Entwurf der Zielvereinbarung nach 
§ 6 Abs. 2; 

 
3. die Zustimmung zum Wirtschaftsplan, 

zur unternehmerischen Hochschultätig-
keit nach § 5 Abs. 7, zur Gründung einer 
Stiftung nach § 2 Abs. 6 und zu einer 
Übernahme weiterer Aufgaben nach § 3 
Abs. 6; 

 
4. die Stellungnahme zum Rechenschafts-

bericht des Präsidiums nach § 16 Abs. 3 
und zu den Evaluationsberichten nach 
§ 7 Abs. 2 und 3; 

 
5. Stellungnahmen in Angelegenheiten der 

Forschung, Kunst, Lehre und des Studi-
ums, die die gesamte Hochschule oder 
zentrale Einrichtungen betreffen oder 
von grundsätzlicher Bedeutung sind; 

 
6. die Entlastung des Präsidiums. 
 
(2) Der Hochschulrat kann alle Unterlagen 
der Hochschule einsehen und prüfen. Die 
Wahrnehmung dieser Befugnis kann der 
Hochschulrat einzelnen Hochschulratsmit-
gliedern oder sonstigen sachverständigen 
Personen übertragen. Das Präsidium hat 
dem Hochschulrat mindestens viermal im 
Jahr im Überblick über die Entwicklung der 
Haushalts- und Wirtschaftslage schriftlich zu 
berichten. Ergeben sich im Rahmen der  
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Beaufsichtigung des Präsidiums Beanstan-
dungen, wirkt der Hochschulrat auf eine 
hochschulinterne Klärung hin. Bei schwer-
wiegenden Beanstandungen unterrichtet er 
das Ministerium. 
 
(3) Der Hochschulrat besteht nach Maßga-
be der Grundordnung aus sechs, acht oder 
zehn Mitgliedern, die in verantwortungsvol-
len Positionen in der Gesellschaft, insbe-
sondere der Wissenschaft, Kultur oder Wirt-
schaft tätig sind oder waren und auf Grund 
ihrer hervorragenden Kenntnisse und Erfah-
rungen einen Beitrag zur Erreichung der 
Ziele und Aufgaben der Hochschule leisten 
können. Die Grundordnung regelt, dass 
entweder 
 
1. sämtliche seiner Mitglieder Externe sind 
 
 oder dass 
 
2. mindestens die Hälfte seiner Mitglieder 

Externe sind. 
 
Die Mitglieder des Hochschulrates werden 
vom Ministerium für eine Amtszeit von fünf 
Jahren bestellt. 
 
(4) Zur Auswahl der Mitglieder des Hoch-
schulrats wird ein Auswahlgremium gebil-
det, dem zwei Vertreterinnen oder Vertreter 
des Senats, die nicht dem Präsidium ange-
hören, zwei Vertreterinnen oder Vertreter 
des bisherigen Hochschulrats und eine Ver-
treterin oder ein Vertreter des Landes mit 
zwei Stimmen angehören. Das Auswahl-
gremium erarbeitet einvernehmlich eine 
Liste. Lässt sich im Gremium kein Einver-
nehmen über eine Liste erzielen, unterbrei-
ten die Vertreterinnen oder Vertreter des 
Senats und die Vertreterin oder der Vertre-
ter des Landes dem Gremium eigene Vor-
schläge für jeweils die Hälfte der Mitglieder. 
Das Auswahlgremium beschließt sodann 
die Liste mit der Mehrheit von zwei Dritteln 
seiner Stimmen. Die Liste insgesamt bedarf 
der Bestätigung durch den Senat mit Stim-
menmehrheit sowie sodann der Zustim-
mung durch das Ministerium. Im Falle des 
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Rücktritts oder der sonstigen Beendigung 
der Funktion eines Mitglieds des Hochschul-
rates gelten für die Auswahl des ihm nach-
folgenden Mitglieds die Sätze 1 bis 5 ent-
sprechend. 
 
(5) Der Hochschulrat ist mindestens viermal 
im Jahr einzuberufen und immer dann, 
wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglie-
der dies verlangt. Die Mitglieder des Präsi-
diums nehmen an den Sitzungen des Hoch-
schulrats beratend teil; sie unterliegen im 
Rahmen einer angemessenen Berichterstat-
tung keiner Verschwiegenheitspflicht. Ver-
letzt ein Hochschulratsmitglied seine Pflich-
ten, findet § 48 Beamtenstatusgesetz  und § 
81 Landesbeamtengesetz sinngemäß An-
wendung. 
 
(6) Der Hochschulrat wählt seine Vorsitzen-
de oder seinen Vorsitzenden aus dem Per-
sonenkreis der Externen im Sinne des Ab-
satzes 3 sowie ihre oder seine Stellvertre-
tung; das Nähere zur Wahl regelt die 
Grundordnung. Bei Abstimmungen gibt bei 
Stimmengleichheit die Stimme der oder des 
Vorsitzenden den Ausschlag. Der Hoch-
schulrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
Die Tätigkeit als Mitglied des Hochschulra-
tes ist ehrenamtlich. Die Geschäftsordnung 
kann eine angemessene Aufwandsentschä-
digung der Mitglieder vorsehen. Die Ge-
samtsumme der Aufwandsentschädigungen 
ist zu veröffentlichen. 
 
(7) Die Hochschulverwaltung unterstützt 
den Hochschulrat bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben. 
 
(8) Externe im Sinne des Absatzes 3 sind 
solche Personen, die weder Mitglieder noch 
Angehörige der Hochschule sind. Mitglieder 
des Hochschulrates, die im Zeitpunkt der 
Bestätigung nach Absatz 4 Satz 5 Externe 
waren, gelten für weitere Auswahlverfahren 
nach Absatz 4 als Externe, es sei denn, sie 
sind auch abgesehen von ihrer Mitglied-
schaft im Hochschulrat Mitglieder oder  
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Angehörige der Hochschule. Ehrenbürge-
rinnen und Ehrenbürger sowie Ehrensena-
torinnen und Ehrensenatoren und ehemali-
ge Studierende, die die Hochschule nach 
§ 9 Abs. 4 Satz 3 zu ihren Angehörigen be-
stimmt hat, gelten als Externe. 
 

§ 22 wird wie folgt geändert: 
 
 

§ 22 Absatz 1 Nummer 1 und 2 werden wie 
folgt gefasst: 
 
1. Wahl der Mitglieder des Präsidiums und  

deren Abwahl nach § 17 Abs. 4; 
 
 
 
 
2. Stellungnahme zum jährlichen Bericht 

des Präsidiums und Entlastung des Prä-
sidiums; 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 22 
Senat 

 
(1) Der Senat ist für die nachfolgend aufge-
führten Angelegenheiten zuständig: 
 
1. Bestätigung der Wahl der Mitglieder des 

Präsidiums und mit einer Mehrheit von 
drei Vierteln der Stimmen Empfehlung ih-
rer Abwahl nach § 17 Abs. 4 gegenüber 
dem Hochschulrat; 

 
2. Stellungnahme zum jährlichen Bericht 

des Präsidiums; 
 
3. Erlass und Änderung der Grundordnung, 

von Rahmenordnungen und Ordnungen 
der Hochschule, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt; 

 
4. Empfehlungen und Stellungnahmen zum 

Entwurf des Hochschulentwicklungs-
plans nach § 16 Abs. 1 Satz 5 und der 
Zielvereinbarung nach § 6 Abs. 2, zu den 
Evaluationsberichten nach § 7 Abs. 2 
und 3, zum Wirtschaftsplan, zu den 
Grundsätzen der Verteilung der Stellen 
und Mittel auf die Fachbereiche, zentra-
len wissenschaftlichen Einrichtungen, 
zentralen Betriebseinheiten und der Me-
dizinischen Einrichtungen. Die Grund-
ordnung wird mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Stimmen beschlossen. 

 
(2) Das Nähere zur Zusammensetzung, zur 
Amtszeit und zum Vorsitz regelt die Grund-
ordnung. Nichtstimmberechtigte Mitglieder 
des Senats sind die Präsidentin oder der 
Präsident, die Vizepräsidentinnen oder Vi-
zepräsidenten, die Dekaninnen oder Deka-
ne, die Vertrauensperson der schwer be-
hinderten Menschen, die oder der Vorsit-
zende des Personalrats und des Personal-
rats nach § 111 Landespersonalvertre-
tungsgesetz und die oder der Vorsitzende 
des Allgemeinen Studierendenausschusses 
sowie nach Maßgabe der Grundordnung 
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weitere nichtstimmberechtigte Mitglieder, 
die zudem ein Stimmrecht der Dekaninnen 
und Dekane vorsehen kann. 
 
(3) Soweit der Senat nach diesem Gesetz 
an Entscheidungen des Präsidiums mitwirkt, 
können die dem Senat angehörenden Ver-
treterinnen oder Vertreter einer Gruppe ge-
mäß § 11 Abs. 1 dem Präsidium ein vom 
Senatsbeschluss abweichendes einstimmi-
ges Votum vorlegen, über welches das Prä-
sidium vor seiner Entscheidung zu beraten 
hat. Auf Verlangen ist das Votum gemein-
sam mündlich zu erörtern. 
 

§ 23 wird wie folgt geändert: 
 
 
§ 23 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
„Die Grundordnung muss eine Fachbe-
reichskonferenz vorsehen.“ 
 
 
 
 
 
In § 23 Absatz 2 Satz 1 werden die Worte 
„und den Hochschulrat“ gestrichen. 
 

 § 23 
Fachbereichskonferenz 

 
 
 
(1) Die Grundordnung kann eine Fachbe-
reichskonferenz vorsehen. Sie muss eine 
solche Konferenz vorsehen, wenn sie zu-
gleich nach § 21 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 regelt, 
dass sämtliche Mitglieder des Hochschulra-
tes Externe sind. 
 
(2) Die Fachbereichskonferenz berät das 
Präsidium und den Hochschulrat in Angele-
genheiten der Forschung, Kunst, Lehre und 
des Studiums, die die gesamte Hochschule 
oder zentrale Einrichtungen betreffen oder 
von grundsätzlicher Bedeutung sind. 
 
(3) Mitglieder der Fachbereichskonferenz 
sind die Dekaninnen und die Dekane der 
Fachbereiche. 
 

§ 33 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
In § 33 Absatz 2 Satz 3 werden die Worte 
„der Hochschulrat“ durch die Worte „das 
Ministerium“ ersetzt. 
 
 
 
 

 § 33 
Beamtinnen und Beamte der Hochschule 

 
(1) Auf das beamtete Hochschulpersonal 
finden die Vorschriften des Landesbeam-
tengesetzes und dieses Gesetzes Anwen-
dung. 
 
(2) Die Präsidentin oder der Präsident er-
nennt die Professorinnen und Professoren, 
die Juniorprofessorinnen und Juniorprofes-
soren, die wissenschaftlichen und künstleri-
schen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an 
Universitäten und Fachhochschulen sowie 
die Lehrkräfte für besondere Aufgaben. Die 
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In § 33 Absatz 3 Satz 1 werden die Worte 
„ist die Vorsitzende oder der Vorsitzende 
des Hochschulrats“ durch die Worte „das 
Ministerium“ ersetzt. 
 
 
 
 
 
 

Vizepräsidentin oder der Vizepräsident für 
den Bereich der Wirtschafts- und Personal-
verwaltung ernennt andere als die in Satz 1 
genannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Oberste Dienstbehörde im Sinne von § 2 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Landesbeamtengesetz 
ist der Hochschulrat. 
 
(3) Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetz-
ter der hauptberuflichen Präsidiumsmitglie-
der ist die Vorsitzende oder der Vorsitzende 
des Hochschulrats. Dienstvorgesetzte oder 
Dienstvorgesetzter der Professorinnen und 
Professoren, der Juniorprofessorinnen und 
Juniorprofessoren, der Dekaninnen und der 
Dekane, der wissenschaftlichen und künst-
lerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
an Universitäten und Fachhochschulen, der 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben, der 
wissenschaftlichen Hilfskräfte und der Be-
amtinnen und Beamten gemäß § 78 Abs. 1 
und 3 ist die Präsidentin oder der Präsident. 
Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter 
anderer als der in Satz 1 genannten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter ist die Vizeprä-
sidentin oder der Vizepräsident für den Be-
reich der Wirtschafts- und Personalverwal-
tung. Für die Beamtinnen und Beamte der 
Hochschulen trifft die Dienstvorgesetzte 
oder der Dienstvorgesetzte die beamten-
rechtlichen Entscheidungen über die per-
sönlichen Angelegenheiten der ihm nach-
geordneten Beamtinnen und Beamten. Au-
ßerdem stehen der Dienstvorgesetzten oder 
dem Dienstvorgesetzten die im Landesdis-
ziplinargesetz bezeichneten Befugnisse der 
Dienstvorgesetzten Stelle zu. 
 
(4) Beamtinnen und Beamte der Hochschu-
len dürfen Einrichtungen und Angebote des 
Landes im gleichen Umfang und zu den 
gleichen Bedingungen in Anspruch nehmen 
wie Beamtinnen und Beamte des Landes. 
 
(5) Das Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zu regeln, in welchem 
Umfang hauptberufliches Personal im Rah-
men seiner Dienstaufgaben zur Lehrtätigkeit 
verpflichtet ist (individuelle Lehrverpflich-
tung). In der Rechtsverordnung kann auch 
die Möglichkeit vorgesehen werden, die 
Regellehrverpflichtung einer Gruppe von 
Professorinnen und Professoren zusam-
menzufassen und nach Entscheidung der 
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Dekanin oder des Dekans abweichend von 
der Regellehrverpflichtung des einzelnen zu 
verteilen (institutionelle Lehrverpflichtung). 
 

§ 38 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 38 Absatz 1 Satz 7 2.Halbsatz („im Falle 
des Satzes 6 bedarf die Entscheidung zu-
sätzlich des Einvernehmens des Hochschul-
rats“) wird gestrichen. 
 

 § 38 
Berufungsverfahren 

 
(1) Die Stellen für Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer sind vom Präsidium 
auf Vorschlag des Fachbereichs öffentlich 
auszuschreiben. Die Ausschreibung muss 
Art und Umfang der zu erfüllenden Aufga-
ben angeben. Von der Ausschreibung einer 
Professur kann abgesehen werden, wenn 
eine Professorin oder ein Professor in ei-
nem Beamtenverhältnis auf Zeit oder einem 
befristeten Beschäftigungsverhältnis auf 
eine Professur in einem Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit oder einem unbefristeten 
Beschäftigungsverhältnis berufen werden 
soll; von einer Ausschreibung kann in be-
gründeten Fällen auch dann abgesehen 
werden, wenn eine Juniorprofessorin oder 
ein Juniorprofessor auf eine Professur in 
einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
oder einem unbefristeten Beschäftigungs-
verhältnis berufen werden soll. Darüber 
hinaus kann in Ausnahmefällen auf die 
Ausschreibung einer Professur verzichtet 
werden, wenn durch das Angebot dieser 
Stelle die Abwanderung einer Professorin 
oder eines Professors verhindert werden 
kann. Dies setzt voraus, dass ein mindes-
tens gleichwertiger Ruf einer anderen 
Hochschule vorliegt. Von einer Ausschrei-
bung kann in Ausnahmefällen auch abge-
sehen werden, wenn für die Besetzung der 
Professur eine in besonderer Weise qualifi-
zierte Persönlichkeit zur Verfügung steht, 
deren Gewinnung im Hinblick auf die Stär-
kung der Qualität und Profilbildung im be-
sonderen Interesse der Hochschule liegt. 
Die Entscheidung über den Verzicht auf die 
Ausschreibung nach Satz 3, 4 und 6 trifft 
das Präsidium auf Vorschlag des Fachbe-
reichs und nach Anhörung der Gleichstel-
lungsbeauftragten; im Falle des Satzes 6 
bedarf die Entscheidung zusätzlich des Ein-
vernehmens des Hochschulrats. In den Fäl-
len der Wiederbesetzung entscheidet das 
Präsidium nach Anhörung der betroffenen 
Fachbereiche, ob die Aufgabenumschrei-
bung der Stelle geändert, die Stelle einem 
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anderen Fachbereich zugewiesen oder 
nicht wieder besetzt werden soll. 
 
(2) Der Fachbereich hat der Präsidentin 
oder dem Präsidenten seinen Berufungs-
vorschlag zum frühestmöglichen Zeitpunkt, 
spätestens innerhalb der in § 37 Abs. 1 Satz 
3 genannten Fristen, vorzulegen. Wird eine 
Stelle frei, weil die Inhaberin oder der Inha-
ber die Altersgrenze erreicht, soll der Beru-
fungsvorschlag spätestens sechs Monate 
vor diesem Zeitpunkt vorgelegt werden. 
 
(3) Der Berufungsvorschlag zur Besetzung 
einer Professur soll drei Einzelvorschläge in 
bestimmter Reihenfolge enthalten und muss 
diese insbesondere im Hinblick auf die von 
der Stelleninhaberin oder dem Stelleninha-
ber zu erfüllenden Lehr- und Forschungs-
aufgaben ausreichend begründen. Dem 
Berufungsvorschlag sollen zwei verglei-
chende Gutachten auswärtiger Professorin-
nen oder Professoren beigefügt werden. 
 
(4) Das Verfahren zur Vorbereitung der Be-
rufungsvorschläge zur Besetzung einer Pro-
fessur einschließlich der Hinzuziehung 
auswärtiger Sachverständiger sowie das 
Verfahren zur Berufung der Juniorprofesso-
rinnen und Juniorprofessoren regelt die vom 
Senat zu erlassende Berufungsordnung; die 
Schwerbehindertenvertretung ist zu beteili-
gen. Die Berufungsordnung soll hierbei zur 
Qualitätssicherung nach Satz 1 insbesonde-
re Regelungen über Verfahrensfristen, über 
die Art und Weise der Ausschreibung, über 
die Funktion der oder des Berufungsbeauf-
tragten, über die Zusammensetzung der 
Berufungskommissionen einschließlich 
auswärtiger Gutachterinnen und Gutachter, 
über die Entscheidungskriterien einschließ-
lich der Leistungsbewertung in den Berei-
chen Lehre und Forschung sowie über den 
vertraulichen Umgang mit Bewerbungsun-
terlagen treffen. Der Berufungskommission 
sollen möglichst auswärtige Mitglieder an-
gehören. Die Präsidentin oder der Präsident 
kann der Berufungskommission Vorschläge 
unterbreiten. Die Berufung von Nichtbewer-
berinnen und -bewerbern ist zulässig. 
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(5) Die Bewerberin oder der Bewerber hat 
kein Recht auf Einsicht in die Akten des 
Berufungsverfahrens, soweit sie Gutachten 
über die fachliche Eignung enthalten oder 
wiedergeben. 
 

§ 76 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 76 Absatz 4 werden die Worte „und an 
den Sitzungen des Hochschulrates teilneh-
men“ gestrichen.  
 
 
 
 
 
 

 § 76 
Aufsicht 

 
(1) Die Hochschule nimmt ihre Aufgaben 
unter der Rechtsaufsicht des Ministeriums 
wahr. Der Erlass, die Änderung oder die 
Aufhebung der Grundordnung ist dem Mi-
nisterium unverzüglich nach ihrem Erlass 
anzuzeigen. 
 
(2) Das Ministerium kann rechtswidrige Be-
schlüsse, Maßnahmen und Unterlassungen 
der Gremien, Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger der Hochschule unbescha-
det der Verantwortung des Präsidiums so-
wie der Dekanin oder des Dekans bean-
standen und Abhilfe verlangen. Die Bean-
standung hat aufschiebende Wirkung. 
Kommt die Hochschule einer Aufsichts-
maßnahme nach Satz 1 nicht nach, so kann 
das Ministerium die beanstandeten Be-
schlüsse oder Maßnahmen aufheben oder 
anstelle der Hochschule das Erforderliche 
veranlassen. 
 
(3) Sind Gremien dauernd beschlussunfä-
hig, so kann sie das Ministerium auflösen 
und ihre unverzügliche Neuwahl anordnen. 
Sofern und solange die Befugnisse nach 
Absatz 2 nicht ausreichen, kann das Minis-
terium nach Anhörung der Hochschule Be-
auftragte bestellen, die die Befugnisse der 
Gremien oder einzelner Mitglieder von 
Gremien in dem erforderlichen Umfang 
ausüben. Sätze 1 und 2 gelten für Funkti-
onsträgerinnen und Funktionsträger ent-
sprechend. 
 
(4) Das Ministerium kann sich jederzeit, 
auch durch Beauftragte, über die Angele-
genheiten der Hochschule informieren und 
an den Sitzungen des Hochschulrates teil-
nehmen. 
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§ 76 Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
 
„Das Ministerium kann die Befugnisse nach 
den Absätzen 2 und 3 auf die Präsidentin, 
den Präsidenten oder das Präsidium jeder-
zeit widerruflich übertragen. Bei Übertra-
gung sind die Präsidentin, der Präsiden 
oder das Präsidium dem Ministerium ge-
genüber berichtspflichtig.“ 
 
 
 
 

 
 
(5) Das Ministerium kann die Befugnisse 
nach den Absätzen 2 und 3 auf die Präsi-
dentin, den Präsidenten, das Präsidium 
oder den Hochschulrat jederzeit widerruflich 
übertragen. 
 
 
(6) Die Hochschule ist bei der Durchführung 
von Bundesgesetzen, die das Land im Auf-
trag des Bundes ausführt, an die Weisun-
gen des Fachministeriums gebunden. § 13 
Abs. 1 und 3 des Landesorganisationsge-
setzes und Absätze 1 bis 4 gelten entspre-
chend. 
 

Artikel 2 
 

1. Die Hochschulräte sind zum 1. Januar 
2014 aufzulösen. 

 
2. Die Grundordnungen der Hochschulen 

sind unverzüglich den Bestimmungen 
des Hochschulgesetzes in der Fassung 
dieses Gesetzes anzupassen. Rege-
lungen in Grundordnungen treten zum 
1. Januar 2014 außer Kraft, soweit sie 
dem Hochschulgesetz in der Fassung 
dieses Gesetzes widersprechen. Da-
nach gelten die Vorschriften des Hoch-
schulgesetzes in der Fassung dieses 
Gesetzes unmittelbar, solange die 
Hochschule keine Regelung nach Satz 
2 getroffen hat. 

 
3. Die Neubildung der Gremien und die 

Neubestellung der Funktionsträgerin-
nen und Funktionsträger auf der Grund-
lage des Hochschulgesetzes in der 
Fassung dieses Gesetzes erfolgen un-
verzüglich. Bis dahin nehmen die ent-
sprechenden bisherigen Gremien, 
Funktionsträgerinnen und Funktionsträ-
ger die im Hochschulgesetz in der Fas-
sung dieses Gesetzes vorgesehenen 
Aufgaben und Befugnisse wahr. 

 

  

Artikel 3 
 
Das Gesetz tritt am 30.09.2013 in Kraft. 
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Begründung 
 
I. 
Die Einführung des „Hochschulfreiheitsgesetz“ in Nordrhein-Westfalen bedeutete für die 
Hochschulen und die innere Demokratie und Struktur der akademischen Selbstverwaltung 
eine Zäsur. Elementare Strukturen innerhalb der Hochschule wurden der Doktrin „Privat vor 
Staat“ folgend umgewandelt und die Hochschulen in einen sog. „Wettbewerb um die klügste 
Köpfe“ getrieben.  
Durch die Umwandlung der Hochschulen in Körperschaften öffentlichen Rechtes und der fast 
vollständigen Abkopplung der öffentliche Kontrolle und Einflussnahme des Gesetzgebers 
und des Ministeriums, ist eine Hochschullandschaft entstanden, in der es nur noch um 
Standortvorteile, Marktchancen und Profilbildung geht. Hochschulen sollen als Marktteilneh-
mer um Lehrende, Lernende, Drittmittel und Exzellenzcluster, öffentlich finanziert aber extern 
(privat) kontrolliert, konkurrieren. Dies ist nicht nur innovationshemmend, sondern auch aus 
bürokratischer Sicht ein Schritt zurück. Die Hochschulen haben durch die Umsetzung des 
Hochschulfreiheitsgesetzes eine Vielzahl von neuen bürokratischen Aufgaben wahrzuneh-
men und können nicht die eigentliche Aufgabe einer Hochschule ungehemmt wahrnehmen – 
forschen und lehren. 
 
Durch die Einführung der Hochschulräte wurde eine neue Aufsichtsebene geschaffen, die in 
Deutschland einmalig ist. Es darf stark bezweifelt werden, dass die derzeitige Regelung 
grundgesetzkonform ist.  
 
Bei der Einführung der Hochschulräte wurde auf den § 21 Abs. 4 HG NRW verwiesen und 
dadurch eine demokratische Legitimation der Hochschulschulratsmitglieder zugesichert. 
Nach der Berufung allerdings sind die Hochschulratsmitglieder zu keinem Zeitpunkt gegen-
über dem Gesetzgeber oder der Exekutive rechenschaftspflichtig, geschweige denn können 
sie bei persönlichen Verfehlungen abberufen oder abgewählt werden. Der Hochschulrat und 
das Präsidium entscheiden über die Verausgabung von Steuergeldern ohne wirkliche staatli-
che Kontrolle. 
Auch darf bezweifelt werden, dass alle Mitglieder der Hochschulräte die nötige Sachkompe-
tenz mitbringen, um weitreichende strategische, wirtschaftliche und organisatorische Aufga-
ben zu steuern. So schreibt das Centrum für Hochschulentwicklung (CHE) in ihrem Arbeits-
papier 140 aus dem Februar 2011(S.90): 
 
„Die große Mehrheit der Interviewten berichtete, dass die Hochschulräte (hier vor allem die 
externen Mitglieder) fachlich wenig zur Strategie der Hochschule beitragen (teils wollen, teils) 
können[…] Gleichzeitig herrschte weitgehende Einigkeit dahingehend, dass es gar nicht 
wünschenswert sei, dass die Hochschulräte sich inhaltlich in die Strategieentwicklung ein-
schalten würden. Bei den Vertreter(inne)n aus anderen gesellschaftlichen Feldern bestehe 
ohnehin nur die Gefahr, dass sie Erfahrungen aus ihrem eigenen Umfeld oder ihrer eigenen 
Branche überbewerteten“ 
 
II. 
Fernab der politischen Bewertung der Ausrichtung der Hochschulpolitik der damaligen 
schwarz-gelben Landesregierung ist der Hauptgrund der Abschaffung der Hochschulräte, in 
seiner jetzigen Form, allerdings die fehlende Rechtsicherheit. 
Im Urteil zum Brandenburgischen Hochschulgesetz (2004) hatte das Bundesverfassungsge-
richt die Stärkung der Hochschulleitung und die Einführung eines (Landes-)Hochschulrates 
für zulässig erklärt, sofern die Wissenschaftsfreiheit nicht „strukturell“ gefährdet sei. (BverfGE 
111, 333ff.). Was „strukturelle“ Gefährdung bedeuten sollte, hat das BVerfG nicht näher er-
läutert. (Vgl. Krausnick, in Eppler, Böttcher (Hrsg.) Demokratische Wissenschaftseinrichtung, 
Juni 2011, S. 19ff.) Im Urteil zum Hamburgischen Hochschulgesetz (2010) hat das Gericht 
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jedoch diesen weitgehenden „Freibrief“ wieder eingegrenzt (BVerfG, JZ 2011, S. 308ff.). In 
den Leitsätzen heißt es: 
 
„Die Sicherung der Wissenschaftsfreiheit durch organisatorische Regelungen verlangt, dass 
die Träger der Wissenschaftsfreiheit durch ihre Vertreter in den Hochschulorganen Gefähr-
dungen der Wissenschaftsfreiheit abwehren und ihre fachliche Kompetenz zur Verwirkli-
chung der Wissenschaftsfreiheit in die Universität einbringen können. Der Gesetzgeber muss 
daher ein hinreichendes Niveau der Partizipation der Grundrechtsträger gewährleisten.“ 
Und weiter: 
„Das Gesamtgefüge der Hochschulverfassung kann insbesondere dann verfassungswidrig 
sein, wenn dem Leitungsorgan substantielle (…) Entscheidungsbefugnisse im wissen-
schaftsrelevanten Bereich zugewiesen werden, dem mit Hochschullehrern besetzten Vertre-
tungsgremium im Verhältnis hierzu jedoch kaum Kompetenzen und auch keine maßgebli-
chen Mitwirkungs- und Kontrollrechte verbleiben.“  
 
Dies ist im nordrheinwestfälischen Hochschulgesetz und durch die Hochschulräte in Nord-
rhein-Westfalen anzunehmen und wird auch in der Kommentierung des Hochschulfreiheits-
gesetzes angemahnt und für wissenschaftsfreiheitsgefährdend befunden. So sind die Hoch-
schulräte nach § 21 HG NRW gegenüber dem Artikel 5 Abs. 3 GG und dem Artikel 16 der 
Landesverfassung NRW gegenüber nicht vereinbar. 
 
III.  
Durch die Neufassung des § 21 HG NRW, durch dieses Gesetz, können die Hochschulen 
externen Sachverstand durch Beiräte zu hochschulpolitischen und wirtschaftlichen Fragen 
heranziehen. Gerade Hochschulen, die sich lokal bereits gut vernetzt haben, profitieren von 
dieser Lösung. Die Einsetzung der Beiräte wird durch Beteiligung alle Statusgruppen im Se-
nat im Einvernehmen mit dem Präsidium beschlossen. So kann an den nötigen Stellen Fa-
chexpertise akquiriert werden ohne das Entscheidungen intransparent und gegen den Willen 
der Mitglieder der Hochschulen getroffen werden können. 
Gleichzeitig ist die Kontrolle des Jahresabschluss durch den Gesetzgeber und das Ministeri-
um gewährleistet, denn die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler haben einen Anspruch da-
rauf zu wissen, was mit ihrem Geld an den Hochschulen passiert. Diese Kontrolle wird nun 
wieder hergestellt.  
Durch die Stärkung der Wissenschaftsautonomie, durch dieses Gesetz, werden die Ent-
scheidungsprozesse an den Hochschulen transparenter und befördern die Demokratie an 
den Hochschulen.   
 
 
Dr. Joachim Paul 
Oliver Bayer 
Monika Pieper 
 
und Fraktion 
 


